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Entwurf einer Verordnung über ein Abfallverzeichnis 

(Abfallverzeichnisverordnung)
GZ 62 3504/40 -VI/2/03
S t e l l u n g n a h m e
des VÖEB 
(Verband Österreichischer Entsorgungsbetriebe)
Wien, 14. Mai 2003

Allgemeines zur Abfallverzeichnisverordnung
Der VÖEB fordert seit Jahren die schon längst überfällige EU-rechtskonforme Umsetzung des Europäischen Abfallkataloges in Österreich. 

Im vorliegenden Entwurf werden jedoch zusätzlich zu den 6-stelligen EAK-Nummern Spezifizierungen („8-stellige Austriazismen“) mit extrem unübersichtlichen und komplizierten Zuordnungskriterien eingeführt.  

Diese Einführung von zusätzlichen Spezifizierungen, die über die EAK-Nummern hinausgehen, wird strikt abgelehnt, insbesondere da die zusätzlichen Spezifizierungen und Zuordnungskriterien vom Teilband des Bundesabfallwirtschaftsplanes übernommen worden sind. Die Vorgangsweise  Bestandteile des Teilbandes zum Bundesabfallwirtschaftsplan über die Abfallverzeichnisverordnung rechtsverbindlich einzuführen, ist abzulehnen!

Die Vorgaben des EU-Rechts sind eindeutig und ausreichend und sollen sich daher auch in der österreichischen Abfallverzeichnisverordnung wiederfinden. 

Im Detail ist zum Entwurf der Abfallverzeichnisverordnung aus rechtlicher Sicht folgendes anzumerken:

Zu den Abweichungen zum EWC – zusätzliche Spezifizierungen
1.
Das Europäische Abfallverzeichnis wäre von Österreich spätestens bis 1.1.2002 umzusetzen gewesen. Mit einer Verspätung von 1 Jahr und 8 Monaten soll dieses Verzeichnis nunmehr verordnet werden.

2.
Allerdings soll es nicht zu einer bloßen Übernahme des Europäischen Abfallkataloges kommen. Vielmehr werden Abweichungen in zweifacher Hinsicht vorgeschlagen: Bei einigen Schlüsselnummern soll eine weitere Spezifizierung, dh Unterteilung erfolgen und weiters werden in Anlage 1 zum Entwurf für bestimmte Abfallkategorien besondere Zuordnungskriterien in Aussicht genommen. 

3.
Diese Abweichungen vom EWC sind in keiner Weise erforderlich: In Gestalt der in den Erläuterungen erwähnten Umschlüsselungshilfe des Österreichischen Normungsinstitutes wird jene fachliche Hilfestellung geboten werden, die es den in der Entsorgungsbranche Tätigen sowie den Behörden ermöglichen wird, von der Nomenklatur der ÖNORM S 2100 auf das Europäische Abfallverzeichnis umzusteigen. Es erscheint weder geboten noch sinnvoll, wie in der Vergangenheit bei anderen Vorhaben vielfach praktiziert, den EWC durch Austriazismen zu verzerren. Dies widerspricht auch Art 1 § 1 Abs 1 Deregulierungsgesetz.

Zur Anlage 1 – Zuordnungskriterien
1. Durch die Anlage 1 zum Entwurf soll der Teilband zum Bundes-Abfallwirtschaftsplan 2001 durch die Abfallverzeichnisverordnung verbindlich gemacht werden, was wie folgt zu beurteilen ist: 


Dieser Teilband ist aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht problematisch. Beispielsweise enthält das im Entwurf verwiesene Kapitel 3.19 (Rekultivierungs- und Verfüllungsmaßnahmen) Qualitätsanforderungen im Sinne von Grenzwerten für diverse Verwendungsklassen. Betroffen ist - soweit ersichtlich - die Verwertungsform R10 (Aufbringung auf den Boden zum Nutzen der Landwirtschaft oder der Ökologie) bzw. die Beseitigung nach D4 (Oberflächenaufbringung).


Es ist daran zu erinnern, dass der Europäische Gerichtshof die nähere Ausführung der Anhänge IIA und IIB durch die Mitgliedsstaaten insofern untersagt hat, als diese keine Kriterien, wie den Heizwert der Abfälle, den Schadstoffgehalt der verbrannten Abfälle oder die Frage der Vermischung der Abfälle als Abgrenzungskriterien zwischen D10 und R1 heranziehen dürfen (Rs C-228/00 vom 13. Februar 2003). Noch deutlicher kommt dieser Gedanke in den bezughabenden Schlussanträgen des Generalanwalts Jacobs vom 26. September 2002 zum Ausdruck, der die Festlegung unterschiedlicher Mindestheizwerte durch die Mitgliedsstaaten und damit die unterschiedliche Abgrenzung des Verfahrens R1 als unannehmbar bezeichnet hat (Rz 51). Die Aussage von der Unmaßgeblichkeit des Heizwerts hat der EuGH zwischenzeitig in der Rs C-116/01 vom 3. April 2003 wiederholt.


Was für die Abgrenzung der Verfahren R1 und D10 gilt, muss für alle in den Anhängen IIA und IIB genannten Verfahren gelten. 


Die Ausführungen im Teilband sind nur deshalb zulässig, weil diesem Teilband keine rechtliche Verbindlichkeit zukommt. Würde der Teilband durch die gegenständliche Abfallverzeichnisverordnung verrechtlicht, würde damit gemeinschaftsrechtswidriges nationales Recht geschaffen. Die Einbeziehung des Teilbandes bzw. von Regelungen des Inhalts der verwiesenen Teile des Teilbands muss also unterbleiben. 

Zur Anlage 5 – ÖNORM S 2100 „Abfallkatalog“
Entbehrlich ist auch Anlage 5 zum Entwurf, insoweit diese besondere Zuordnungskriterien und Ergänzungen bzw. Abweichungen von der ÖNORM S 2100, Ausgabedatum 1.9.1997, enthält. Es ist sachlich nicht gerechtfertigt, für den kurzen Zeitraum eines Jahres von der bewährten ÖNORM S 2100 abzuweichen. Für das eine Jahr zwischen Inkrafttreten und Wirksamwerden der neuen Abfallverzeichnisverordnung sollte es daher ausschließlich bei der ÖNORM S 2100 bleiben und jeder zusätzliche Aufwand vermieden werden. 

Zu § 3 Zif 5
Unklar ist, weshalb im vorliegenden Entwurf eine Legaldefinition der Begriffe „bestehende Anlagengenehmigungen oder Berechtigungen zur Sammlung oder Behandlung von Abfällen“ verankert wurde. Diese Begriffe sind im weiteren Verordnungstext ohne Belang. 

Sofern es sich nicht um ein Versehen handelt, käme als Erklärung § 78 Abs 1 AWG 2002 in Betracht. Dort wird allerdings nicht auf „bestehende“ Genehmigungen oder Berechtigungen, sondern auf die Anlagengenehmigung oder die Berechtigung zur Sammlung oder Behandlung von Abfällen Bezug genommen. Es ist davon auszugehen, dass diese Bestimmung nur rechtskräftige Anlagengenehmigungen bzw. Berechtigungen erfasst. Sofern bezughabende Genehmigungs- bzw. Erlaubniserteilungsverfahren anhängig sind, muss der Grundsatz gelten, dass mangels entsprechender Übergangsbestimmung die neue Rechtslage anzuwenden ist. Dies würde bedeuten, dass die Abfallverzeichnisverordnung in den anhängigen Verfahren bereits zur Anwendung zu kommen hätte. Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung noch nicht rechtskräftig abgeschlossen sind, fallen nicht unter § 78 Abs 1 (die Übergangsbestimmung ist restriktiv zu interpretieren).  

Zu § 6 Abs. 2
Im Falle der Zuordnung von Identifikationsnummern für Abfallarten, darf zu jeweils einer Abfallart (= einem EWC-Code) jeweils immer nur eine einzige Identifikationsnummer zugeteilt werden. Eine weitere Unterteilung einer solchen Identifikationsnummer wird abgelehnt. Eine verwendete Identifikationsnummer darf nur genau die selben Informationen enthalten wie der jeweilige EWC-Code. 
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